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KPMG Rechtsanwattsgeseiischaft mbH: 

Landgericht Berlin 
Im Namen des Volkes 

Urteil 
Geschäftsnummer: 9 O 464/08 verkündet am: 20.10.2009 

Martin 
Justizobersekretärin 

In dem Rechtsstreit 

der Aufbau Liquidationsgeseilschaft mbH in Insolvenz, 
vertreten durch den Geschäftsführer Andrzej Rosczyk, 
Neue Promenade 6,10178 Berlin, 

- Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
Frentzen & Wehle, 

Joachimstaler Straße 10-12,10719 Berlin,-

gegen 

Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben in 

Abwicklung, 
Büro des Abwicklers, 
Schönhauser Allee 120,10437 Berlin, 

Klägerin, 

Beklagte, 

- Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
KPMG Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, 
Ammonstraße 10, 01069 Dresden,-

hat die Zivilkammer 9 des Landgerichts Berlin in Berlin-Charlottenburg, Tegeler Weg 17-21, 
10589 Berlin, auf die mündliche Verhandlung vom 22. September 2009 durch die Vorsitzende 



Richterin am Landgericht Weihe-Gröning, die Richterin am Landgericht Gilge und den Richter 
Schnorrenberg 

f ü r R e c h t e r k a n n t : 

1-Das am 30. Juni 2009 verkündete Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin - 9 O 464/08 - wird 
aufrecht erhalten. 
2. Die Klägerin trägt die weiteren Kosten des Rechtsstreits. 
3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils beizutreibenden 
Betrages vorläufig vollstreckbar. 

Die Vollstreckung aus dem am 30. Juni 2009 verkündete Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin 
- 9 O 464/08 - darf nur gegen Leistung dieser Sicherheit fortgesetzt werden. 

Tatbestand 

Mit Geseilschaftsvertrag vom 16. August 1945 wurde die Aufbau-Verlag GmbH gegründet und am 
20. Oktober 1945 in das Handelsregister Abteilung B beim Amtsgericht Charlottenburg einge
tragen. Die Gesellschafter übertrugen sämtliche Geschäftsanteile der Aufbau-Verlag GmbH am 
1. Oktober 1945/3. März 1946 auf den Kulturbund e.V.. Am 3. März 1949 wurde die Gesellschaft 
aus dem Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg umgetragen in das Handeisregister 
des Amtsgerichts Mitte. 

Die Aufbau-Verlag GmbH (1945) wurde mit dem Statut für den Aufbau-Veriag vom 10. Januar 
1951 als juristische Person und Rechtsträger von Volkseigentum bezeichnet. Am 23. Februar 
1955 ermächtigte Kulturminister Becher als Vertreter die Geschäftsführung der Gesellschaft, die 
Registerumtragung vorzunehmen. Am 25. März 1955 beantragte die Verlagsleitung bei dem das 
Handelsregister C führenden Magistrat von Groß-Beriin, Rat des Stadtbezirkes Berlin-Mitte, 
Abteilung staatliches Eigentum, die Eintragung des Verlages als einen den volkseigenen 
Betrieben gleichgestellten Betrieb in das Handeisregister C vorzunehmen. Daraufhin erfolgte am 
5. April 1955 die Eintragung des Aufbau-Verlages in das Register C der volkseigenen Wirtschaft 
unter der Nummer 538. Als übergeordnetes Organ wurde das staatliche Druckerei- und 
Verlagskoritor eingetragen. Die Löschung der Aufbau-Verlag GmbH aus dem Register B erfolgte 
am 20. April 1955. 

Mit Beschluß Nr. 34/62-385 vom 31. Juli 1962 bestimmte das Politbüro der SED, daß der bislang 
dem Druckerei- und Veriagskontor untergeordnete Aufbau-Verlag nunmehr der politisch-
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ideologischen und ökonomischen Leitung der Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel beim 
Innenministerium für Kultur zu unterstellen sei. Durch Vereinbarung vom 28. Dezember 1962 
zwischen dem ZK der SED und dem Ministerium für Kultur wurde die Leitung, Planung und 
Kontrolle der partei- und organisationseigenen Verlage neu geregelt. Diese Vereinbarung wurde 
am 13.12.1963 durch eine neue Vereinbarung zwischen der Abteilung Finanzverwaltung und 
Parteibetriebe und der Abteilung Wissenschaft beim ZK der SED und dem Ministerium für Kultur, 
Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel, ersetzt. In der Vereinbarung vom 19. April 1984 wurde 
der Aufbau-Verlag (1945) als „parteieigen" bezeichnet. Es erfolgte bis einschließlich 1989 eine 
Gewinnabführung an den Kulturbund e. V.. Der Parteivorstand der SED / PDS stellte in einem 
Beschluß vom 11. Januar 1990 fest, daß der Aufbau-Verlag (1945) in das Eigentum der Partei 
übergegangen sei. Durch Beschluß vom 22. Februar 1990 entschied der Parteivorstand der PDS, 
daß der „bisher im Eigentum der SED / PDS befindliche Aufbau-Verlag rückwirkend ab 1. Januar 
1990 in Volkseigentum" überführt werden sollte. Ein entsprechendes Übergabe-/ 
Übernahmeprotokoll wurde am 14. März 1990 vom übernehmenden Ministerium für Kultur sowie 
dem Verlagsdirektor und am 2. April 1990 vom Parteivorstand der PDS unterschrieben. Der 
Aufbau-Verlag wurde dann als Volkseigentum eingetragen. 

Mit notariellem Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrag vom 18. September 1991, 
Urkundennummer 226/1991 des Notars Müller, veräußerte und übertrug die Beklagte die 
Geschäftsanteile an der seinerzeit noch als GmbH i. A. im Handelsregister des Amtsgerichtes 
Charlottenburg unter HRB 35991 eingetragenen Klägerin sowie die Geschäftsanteile der im 
Handelsregister des Amtsgerichtes Charlottenburg unter HRB 37765 eingetragenen Rotten & 
Loening, Berlin GmbH i. A. an die BFL Beteiligungsgesellschaft mbH i. G., deren 
geschäftsführender Gesellschafter Herr Lunkewitz ist. Mit Beitritts- und Änderungsvertrag vom 27. 
September 1991 - Urkundennummer 366/1991 des Notars Dr. Paul traten weitere Gesellschafter 
dem Geschäftsanteils- und Abtretungsvertrag auf Käuferseite bei. 

In § 8 des notariellen Geschäftsanteilskauf- und Abtretungsvertrages wies die Beklagte 
ausdrücklich auf mögliche vermögensrechtliche Ansprüche des Kulturbundes e. V. hin. Hierzu 
heißt es in 
§ 8.1 des notariellen Vertrages: 
„Den Parteien ist bekannt, daß der Kulturbund e. V. Ansprüche auf die Gesellschaft,Aufbau-

Verlag" geltend gemacht hat. Der Vorstand des Kulturbundes will am 14./15. September 1991 

darüber entscheiden, ob der Abtretung der Geschäftsanteile zugestimmt und anstelle der 

RückÜbertragung die Entschädigung gewählt wird. Die Abtretung der Geschäftsanteile steht unter 

der aufschiebenden Bedingung, daß der Kulturbund e. V. die Zustimmung zur Veräußerung 

erteilt." 



Mit Gesellschafterbeschluß vom 20. Februar 1992 beschlossen die Käufer und Gesellschafter die 
Fortführung der Aufbau-Verlag GmbH und der Rütten & Loening GmbH, dies wurde am 6. August 
1992 und 22. Oktober 1992 in das Handelsregister beim Amtsgericht Charlottenburg eingetragen. 

Bereits vor der Veräußerung der Verlage wie auch danach fand umfangreiche Korrespondenz 
zwischen der Beklagten und der Unabhängigen Kommission zur Frage darüber statt, welches 
Schicksal der Aufbau Verlag hatte. Insoweit wurden Vermerke und Schreiben verfaßt, die in Kopie 
zur Akte gereicht wurden und auf die Bezug genommen wird. Unter anderem befaßt sich ein 
Vermerk des Sekretariats der Unabhängigen Kommission vom 25. Juli 1991, Referat PV1 
(Anlage K10) mit der Gründungsgeschichte des Verlages und will Klärung über die Gewinnabfuhr 
und den Zeitpunkt der Überführung des Verlages aus dem Volkseigentum in das Parteieigentum 
geklärt wissen. In einem weiteren Vermerk des gleichen Referats des Kulturbundes an das 
Referat PV 2 vom 14. August 1991 (Anlage K 11) wird die Entstehungsgeschichte des Veriages 
zusammengefaßt und Fragen im Hinblick auf den Kulturbund der DDR formuliert. Mit Schreiben 
vom 13. August 1991 wandte sich das Direktorat Sondervermögen an die Unabhängige 
Kommission und führte auf, wann der Aufbau-Veriag und der Verlag Rütten & Loening in 
Volkseigentum überführt wurden, nämlich aufgrund eines Protokolls vom 2. April 1990 (Anlage K 
72). Die unabhängiege Kommission reagierte hierauf mit Schreiben vom 6. September 1991 
(Anlage K 73) in dem sie die Auffassung vertrat, daß am 2. April 1990 keine wirksame 
Oberführung in das Volkseigentum erfolgte und daher die genannten Verlage noch Parteieigentum 
seien. Mit einem Vermerk der Liegenschaftsgesellschaft der Treuhandanstalt mbH vom 5. März 
1992 (Anlage K 13) wird über eine Besprechung informiert, an der Herr Molinari für die Beklagte 
teilnah, insoweit wird zum Grundstück Französische Straße 32 / 33 ausgeführt, daß die 
Unabhängige Kommission mitgeteilt habe, daß es sich bei diesem nicht um Parteivermögen 
handele. Mit einem Vermerk vom 5. März 1993 der Unabhängigen Kommission, Austeller Herr 
Hingst, (Anlage K16) führt dieser aus, daß der Aufbau Verlag nicht Parteieigentum, sondern 
Eigentum des Kulturbundes der DDR war. Mit Schreiben des Herrn Berger vom 10. März 1993 
(Anlage K17) wird ausgeführt, daß der Aufbau Verlg Eigentum, des Kulturbundes gewesen sei 
und damit ein Veräußerungserlös zweckgebunden verwandt werden müßte. 

Aus dem Vermerk der Kripo (DIR VB B 1) vom 2. Oktober 1991 ergibt sich, daß ein 
Ermittlungsverfahren der Staateanwaltschaft Berlin zu Erkenntnissen darüber geführt hatte, daß 
seit 1966 bis Ende 1989 sogenannte Plusauflage (Raubkopien) gedruckt wurden und zwar auch 
vom Aufbau-Verlag, Insoweit wird darüber berichtet, daß diese Umstände verschleiert werden 
sollen. Insoweit wurde am 4. Okotber 1991 ein Durchsuchungsbeschluß bei Amtsgericht 
Tiergarten beantragt, der am 7. Okotber 1991 morgens vorhanden war und ausgeführt wurde. Aus 
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dem Vermerk (Anlage K 75/K76) ergibt sich, daß auch Dr. Richter, der für die Beklagte tätig war, 
Kenntnis von diesen Umständen hatte. 

Da es im Rahmen des zugleich abgeschlossenen Grundstückskaufvertrages sowie wegen der 
sogenannten Plusauflagen zu Meinungsverschiedenheiten Ober den Bestand des Vertrages kam 
schlössen die Kaufvertragsparteien den notariellen Vertrag vom 24. November 1992 vor dem 
Notar Klein zur Urkundennummer 665/1992, Anlage B 23, auf den wegen der Einzelheiten 
verwiesen wird. Im Vertrag selber ist auch die Klägerin genannt. Dort heißt es in § 16: 
„Mit dieser Vereinbarung sind alle gegenseitigen Ansprüche zwischen der Treuhandanstalt 

einerseits und den übrigen Beteiligten andererseits, gleich aus welchem Rechsgrund und 

gleichgültig ob bekannt oder unbekannt, im Zusammenhang mit dem Erwerb der Geschäftsanteile 

des Aufbauverlages und Ruften & Loening sowie des Grundstücks Französische Straße 32/33 

und der Gesellschafterstellung an den vorbezeichneten Gesellschaften ausgeglichen." 

Der Kulturbund e. V. meldete im Oktober 1990 vertreten durch Herrn Rechtsanwalt Dr. 
Glücksmann ausschließlich vermögensrechtliche Ansprüche hinsichtlich des Betriebes des 
Aufbau-Verlags sowie der Liegenschaft „Französische Straße" beim Magistrat von Berlin sowie 
der Treuhandanstalt an. Die Zustimmung zum notariellen Kaufvertrag erteilte Herr Rechtsanwalt 
Dr. Glücksmann für den Kulturbund e. V. mit Schreiben vom 18. September 1991 / 30. September 
1991. 

Es kam Ende 1993 im Rahmen von Prozessen mit anderen Verlagen wegen der sogenannten 
Plusauflagen dazu, daß der Rohwohlt Vertag in einem Verfahren vor dem Landgericht Hamburg 
die Parteifähigkeit der Klägerin bestritt. Deshalb wandte sich der Geschäftsführer der 
Erwerbsgesellschäft Herr Lunkewitz mit Schreiben vom 29. Dezember 1993 (Anlage K19) an 
Mitarbeiter der Beklagten und bat um Klärung. Mit Schreiben vom 11. Februar 1994 (Anlage K 21) 
wird in Beantwortung dieses Schreibens die Auffassung vertreten, der Aufbauverlag sei bereits vor 
dem Jahr 1990 Volkseigentum gewesen. Ende 1994 holte die Klägerin ein Rechtsgutachten zu 
dieser Frage bei Rechtsanwalt Bernd Schräder ein, der mit Gutachten vom 24. Oktober 1994 zu 
dem Ergebnis kam, daß die veräußerte Klägerin nicht mit der 1945 gegründeten Aufbau-Verlag 
GmbH identisch ist. Die Beklagte holte ihrerseits ein Gutachten ein, das zu einem gegenteiligen 
Ergebnis kam, wobei der zuarbeitende Co-Autor Dr. Hohmann des Gutachters Prof. Schlink die 
Auffassung von Rechtsanwalt Schräder im wesentlichen vertrat. Die Beklagte erklärte insoweit der 
Klägerin beziehungsweise Herrn Lunkewitz, daß die GmbH mit der 1945 gegründeten identisch 
sei. Im Verfahren in Hamburg erhob die Klägerin Widerklage. Im dortigen Verfahren wurden 
sowohl Klage wie auch Wderklage abgewiesen, weil die Klägerin nicht parteifähig sei. Den 
damaligen Geschäftsführern der Klägerin wurden die anteiligen Kosten des Verfahrens auferlegt. 
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Der Geschäftsführer Dempewolf der Klägerin machte in dem Verfahren vor dem Landgericht 
Berlin -

9 O 652/96 - / Kammergericht - 27 U 8618/99 - aus abgetretenem Recht insoweit 
Schadensersatzansprüche geltend, die zurückgewiesen wurden. Bereits im Jahr 1995 erhoben die 
Erwerber der Klägerin vor dem Landgericht Berlin - 9 O 57/95 - / Kammergericht -14 U 856/96 -
Klage auf Übertragung der Geschäftsanteile des 1945 gegründeten Aufbau-Verlages 
beziehungsweise des 1952 gegründeten Verlages Rütten & Loening sowie der Übertragung der 
Aktiva und Passiva dieser Verlage sowie Feststellung der Verpflichtung zur Leistung von 
Schadensersatz wegen bislang nicht erfolgter Übertragung der Anteile. Die Klage wurde 
abgewiesen. Der BGH nahm die Revision nicht an (VIIIZR160/98), die gegen diese Entscheidung 
eingelegte Verfassungsbeschwerde wurde vom Bundesverfassungsgericht nicht angenommen (1 
BvR 1175/99). 

Ab 1993 wurde zwischen den Erwerbern und der Beklagten verhandelt, wie etwaige Mängel des 
Kaufvertrages im Hinblick darauf, daß die Wirtschaftsgüter des 1945 gegründeten Verlages 
möglicherweise nicht übertragen wurden, geregelt werden könnten. Zu einer Einigung kam es 
nicht. Herr tunkewitz verhandelte mit dem Kulturbund e. V. über das Vermögen des 1945 
gegründeten Verlages. Mit Vertrag vom 28. Februar 1995 erwarb er vom Kulturbund e. V. 
zunächst die Geschäftsanteile an dem 1945 gegründeten Verlag und dann mit Vertrag vom 21. 
Dezember 1995 im Wege der Singularsukzession sämtliche Aktiva und Passiva dieses Verlages. 
Wegen der Frage der Zustimmung der Beklagten zu diesen Verträgen wurde vor dem 
Verwaltungsgericht Berlin ein Rechtsstreit - 26 A 191/95 - geführt. Der Kulturbund e. V. widerrief 
seine Zustimmung zum 1991 geschlossenen Veräußerungsvertrag in diesem Zusammenhang. 

Der Verlag Rütten & Loening wurde 1844 gergründet. Da die Eigentümer jüdischer Abstammung 
waren erfolgte im Mai 1936 ein erzwungener Verkauf des Verlags. Der Sitz des Verlags wurde im 
Zusammenhang damit von Frankfurt nach Potsdam verlegt. Der Erwerber wurde 1948 aufgrund 
sowjetischen Besatzungsrechts enteignet und das Vermögen auf die Volk & Welt GmbH 
übertragen. Diese brachte in die 1952 unter dem Namen Rütten & Loening von ihr und zwei 
natürlichen Personen gegründete Gesellschaft ihr Vemögen ein. Im weiteren wurde 1954 die 
Gesellschaft vom Handelsregister B des Amtsgerichts Mitte in das Register G umgetragen. Der 
weitere Verlauf entspricht dem der Aufbau-Verlags GmbH. Ein Sohn eines der 1936 vorhandenen 
Eigentümer meldete im Oktober 1990 vermögensrechtliche Ansprüche an. Mit Bescheid vom 
27. August 2003 wurden Ansprüche zurückgewiesen. Im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 
Berlin erging am 24. Januar 2008 ein Teilurteil in dem festgestellt wurde, daß die RüttenÄ Loening 
OHG i. L. Berechtigte nach dem 1936 eingezogenen Rütten & Loening Verlag ist. 



2006 verschmolz die Klägerin mit der RüttenS Loening GmbH. In einem Verfahren vor dem 
Landgericht Frankfurt - 2-27 O 238/04 - nahm die Klägerin Herrn Lunkewitz auf Feststeilung dahin 
m Anspruch, daß sie Rechtsnachfolgerin des 1945 gegründeten Verlags ist und ihr die Vermö
genswerte des 1945 gegründeten Verlags wirksam übertragen wurden, sowie auf Feststellung der 
Schadensersatzpflicht. Widerklagend verlangte Herr Lunkewitz Feststellung daß er Rechts- und 
Vermögensnachfolger des im Oktober 1949 gegründeten Aufbauvertages ist. Das Landgericht 
Frankfurt wies die Klage ab und entsprach der Widerklage. Die dagegen eingelegt Berufung vor 
dem Oberfandesgericht Frankfurt -16 U 175/05 - Wieb ohne Erfolg. Die Revision wurde vom 
Oberlandesgericht Frankfurt zugelassen, Jedoch vom Bundesgerichtshof zurückgewiesen - II ZR 
213/06 , Die Beklagte war nach Streitverkündung als Streithelferin der Klägerin an diesem 
Verfahren beteiligt. 

Mit Erklärung vom 26. Juni 2007 (K 85) erklärten die zwischenzeitliche Alleingesellschafterin, die 
BFL Beteiligungsgesellschaft mbH sowie Herr Lunkewitz persönlich die Anfechtung sämtlicher 
Verträge. Die Klägerin ihrerseits erklärte die Anfechtung am 17. Juni 2009 (Anlage K 122, Band 3 
Blatt 3 ff). Unter dem gleichen Datum erklärten auch die weiteren am Vertrag vom November 1992 
Beteiligten die Anfechtung ihrer Willenserklärung (Blatt 18-21, Band 3). 

Die Klägerin meint, die Beklagte habe ihr obliegende Amtspflichten im Rahmen der Privatisierung 
verletzt, indem sie, obwohl Zweifel daran bestanden, daß der Kulturbund e. V. sein Eigentum an 
dem 1945 gegründeten Verlag verloren hat, diesen gleichwohl privatisierte. Die Beklagte hätte 
unzutreffend und wider besseres Wissen festgestellt, daß die Verlage Volkseigentum gewesen 
seien. Insoweit hätten die Beklagte und die unabhängige Kommission koflusiv zusammen die 
wahren Tatsachen verschleiert, um nur darum zu streiten, ob der Erlös in den Bundeshaushalt fällt 
oder zum Treuhandvermögen hinsichtlich der Parteien und Massenorganisationen der ehemaligen 
DDR. Der Beklagten hätten hinreichende Tatsachen vorgelegen, daß sie spätestens 1992 
Kenntnis von den wahren Verhältnissen hätte haben können, nämlich daß die Klägerin lediglich 
eine leere Hülle gewesen ist und daß ihr das Vermögen des 1945 gegründeten Verlags nicht 
wirksam übertragen worden sei. Die Beklagte habe darüber hinaus amtspflichtwidrig gehandelt 
indem sie nach Vertragsschluß die Klägerin und die Käufer nicht über diese Umstände aufgeklärt 
habe und auch noch 1993 beziehungsweise 1995 die Auffassung vertrat, daß die 
Vermögenswerte wirksam übertragen wurden, weil die Klägerin aus dem 1945 gegründeten 
Verlag hervorgegangen sei. 

Die Klägerin meint darüber hinaus, die Beklagte könne sich nicht auf die beiden 1995 vor dem 
Landgericht Berlin begonnen Verfahren und die in diesen Verfahren letztinstanzlich erfolgten 
Entscheidungen berufen, weil nunmehr im Hinblick auf die Streitverkündung in dem 2004 



geführten Verfahren vor dem Landgericht Frankfurt letztinstanzlich entschieden sei, daß die 
Beklagte keine Vermögenswerte auf die Klägerin übertragen habe. Insoweit sei der Klägerin ein 
erheblicher Schaden daraus erwachsen, daß sie sich ihrerseits schadensersatzpflichtig gemacht 
habe, indem sie die jetzt Herrn Lunkewitz gehörenden Rechte verwertet habe. Sie sei zur Zeit 
gehindert den Schaden konkret zu berechnen, da dieser erst nach Abschluß des über ihr 
Vermögen eingeleiteten Insolvenzverfahrens beziffert werden könne, deshalb sei die 
Feststellungsklage zulässig. 

Im übrigen ist die Klägerin der Auffassung, die 1991 und der 1992 geschlossene Vertrag seien 
nach § 306 BGB a. F. nichtig, da sie auf eine unmögliche Leistung gerichtet gewesen seien. Denn 
sie sei erst durch die Nachgründung im Jahr 1992 mit ihrer Eintragung am 6. August 1992 / 
22. Oktober 1992 entstanden, vorher sei keine Gesellschaft vorhanden gewesen. Da die 
Gesellschaftsanteile durch die Nachgründung bereits der Käuferseite gehört haben, sei auch der 
Vertrag vom 24. November 1992 auf eine unmögliche Leistung gerichtet gewesen. Im übrigen 
seien die Verträge nichtig, weil Beurkundungsmängel vorgelegen hätten. Dadurch, daß sie ab der 
Obergabe im Oktober 1991 die Geschäfte des Aufbau- Verlages geführt habe, hafte sie gemäß 
§ 25 HGB auch für Altverbindlichkeiten dieses Verlages, was einen Schaden darstelle. Schließlich 
ist die Klägerin der Auffassung, sie habe die Verträge durch Erklärungen vom Juni und September 
2009 wirksam angefochten (Anlagen K 122, K 137) 

Die Klägerin ist der Ansicht, ihr stünden aufgrund des Sachverhaltes Ansprüche auf Feststeilung 
aus Verschulden bei Vertragsschluß wie auch aus § 826 BGB und zwar hinsichtlich sämtlicher 
geltend gemachter Anträge zu, wobei sie ausdrücklich klarstellt, daß mit den Anträgen das 
negative Interesse verlangt wird. 

Im Termin zur mündlichen Verhandlung am 30r Juni 2009 hat die Klägerin keinen Antrag gestellt; 
Das Landgericht Berlin hat die Klage auf Antrag der Beklagten durch Versäumnisurteil von diesem 
Tag abgewiesen. Die Klägerin hat gegen das ihr am 7. Juli 2009 zugestellte Versäumnisurteil mit 
am 21. Juli 2009 eingegangenem Schriftsatz Einspruch eingelegt und diesen begründet. In der 
mündlichen Verhandlung vom 22. September 2009 hat die Klägerin klargestellt, daß sie lediglich 
ein negatives Interesse geltend machen will. 

Die Klägerin beantragt nunmehr, 

das am 30. Juni 2009 verkündete Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin 
- 9 O 464/08 - aufzuheben und 



1. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin allen 
Schaden zu ersetzen, der dieser daraus entstanden ist und noch 
entstehen wird, 
a) daß die Klägerin, die im Handelsregister des Amtsgerichts 
Charlottenburg von Berlin unter HRB 35991 unter der Bezeichnung 
Aufbau Liquidationsgesellschaft mbH davor Aufbau Verlagsgruppe 
GmbH davor Aufbau-Verlag GmbH davor Aufbau-Verlag GmbH im 
Aufbau eingetragene Gesellschaft, zu keiner Zeit eine nach dem 
Gesetz zur Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen 
Vermögens (Treuhandgesetz) vom 17.06.1990 (GBl. DDR 19901S. 
300), zuletzt geändert durch Art. 19 Abs. 8 Gesetz vom 12.12.2007 
(BGBl. 2007 IS. 2840), durch die Umwandlung einer volkseigenen 
Wirtschaftseinheit entstandene Kapitalgesellschaft in Inhaberschaft der 
Beklagten gewesen ist, 
und 

b. daß die Klägerin nicht Inhaberin des Vermögens der am 16. August 
1945 vor dem Notar Dr. Hünnebeck in Berlin (Urkunde Nr. 1 /1945) 
gegründeten Aufbau-Verlag GmbH, eingetragen am 20.10.1945 in 
Handelsregister B Nr. 86 Nz beim Amtsgericht Charlottenburg, 
umgetragen am 03.03.1949 nach Handelsregister B Nr. 4001 beim 
Amtsgericht Berlin-Mitte, umgetragen am 05.04.1955 nach 
Handelsregister C Nr. 538 (Register der volkseigenen Wirtschaft beim 
Magistrat von Groß-Berlin), gelöscht in Handelsregister B Nr. 4001 am 
19.04.1955, oder eines im Wege der Rechts- und / oder 
Vermögensnachfolge danach entstandenen organisationseigenen 
Betriebs (OEB) Aufbau-Verlag oder eines anderen Rechts- und / oder 
Vermögensnachfolgers geworden ist; 

2. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin allen 
Schaden zu ersetzen, der dieser daraus entstanden ist und noch 
entstehen wird, 

a) daß die bis zu ihrer Verschmelzung auf die Aufbau Verlagsgruppe 
GmbH vom 9.08.2006 im Handelsregister des Amtsgericht 
Charlottenburg von Berlin unter HRB 37765 unter der Bezeichnung 
Rütten & Loening GmbH davor Rotten & Loening GmbH im Aufbau 
eingetragene Gesellschaft zu keiner Zeit eine nach dem Gesetz zur 
Privatisierung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens 



(Treuhandgesetz) vom 17.06.1990 (GBl. DDR 19901S. 300), zuletzt 
geändert durch Art. 19 Abs. 8 Gesetz vom 12.12.2007 (BGBl. 20071 S. 
2840), durch die Umwandlung einer volkseigenen Wirtschaftseinheit 
entstandene Kapitalgesellschaft in Inhaberschaft der Beklagten 
gewesen ist 
und 

b. daß die Klägerin nicht Inhaberin des Vermögens der am 24.03.1952 
vor der Notarin Ingeburg Gertz in Berlin (Urkunde Nr. 303 /1952) in 
Berlin-Ost gegründeten Rütten & Loening GmbH, umgetragen am 
25.10.1954 aus dem Handelsregister B nach Handeisregister C Nr. 507 
(Register der volkseigenen Wirtschaft beim Magistrat von Groß-Beriin), 

^ oder eines früheren Inhabers dieses Vermögens, oder eines im Wege 
der Rechts- und / oder Vermögensnachfolge danach entstandenen 
organisationseigenen Betriebs (OEB) Rütten & Loening oder eines 
anderen Rechts- und / oder Vermögensnachfolgers geworden ist; 

3. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin allen 
Schaden zu ersetzen, der dieser daraus entstanden fst und noch entstehen 
wird, daß der Unternehmsteil Rütten & Löning der Klägerin in natura an die 
Rütten & Loening Verlag OHG in Liquidation nach dem Gesetz zur 
Regelung offener Vermögensfragen (Vermögensgesetz - VermG) vom 
23.09.1990 (BGBl. 1990 II S. 889,1159), zuletzt geändert durch Art. 78 
Abs. 14 Gesetz vom 23.11.2007 (BGBl. 1 S. 2614) zurückzugeben ist; 

4. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin allen 
Schaden zu ersetzen, der dieser daraus entstanden ist und noch entstehen 
wird, daß die nachfolgenden Verträge 
- Geschäftsanteilskauf- und -abtretungsvertrag vom 18.09.1991, 

Urkunde Nr. 226/1991 Notar D. Müller in Berlin 
- Beitritts- und Änderungsvertrag zum Geschäftsanteilskauf- und -

abtretungsvertrag vom 27.09.1991, Urkunde Nr. 366/1991 Notar 
Dr. Günter Paul in Frankfurt am Main 

- Vertrag vom 24.11.1992, Urkunde Nr. 665/1992 Notar Christian M. 
Klein in Berlin 

allesamt nichtig sind. 

Die Beklagte beantragt, 

i 



das am 30. Juni 2009 verkündete Versäumnisurteil des Landgerichts Berlin 
- 9 O 464/08 - aufrecht zu erhalten. 

Die Beklagte erhebt die Einrede der Verjährung. 

Die Beklagte hält die Feststellungsklage für unzulässig, weil die Klägerin sehr wohl, wie die Anlage 
K 36 zeige, ihren Schaden beziffern könne. Letztlich könne die Klägerin allein aufgrund ihrer 
Buchhaltung den Schaden beziffern. 

Die Beklagte weist darauf hin, daß die Privatisierung nicht öffentlich-rechtlich erfolgte und sie 
schon deshalb keine Amtspflicht verletzt habe. Im übrigen habe die Klägerin 
Schadensersatzansprüche gegen ihre Gesellschafter, da diese in Kenntnis der Umstände ab 
mindestens 1995 wenn nicht bereits ab 1992, die Klägerin habe Rechte verwerten lasseh, die ihr 
nach Auffassung der Klägerin nicht zustanden. Insoweit bestehe auch ein ganz überwiegendes 
Mitverschulden hinsichtlich der Schadensentstehung. Im übrigen greife vorliegend § 839 Absatz 3 
BGB weil der Klägerin eben anderweitige Ersatzmöglichkeiten zustünden. Schließlich sei 1992ein 
allgemeiner Haftungsausschluß vereinbart worden. 

Die Beklagte hält den ersten Klageantrag für zu ungenau, darüber hinaus meint sie ein 
Feststellungsinteresse bestehe auch nicht hinsichtlich der weiteren Anträge. Im übrigen könne die 
Klägerin Beträge, für die sie nach § 25 HGB hafte, von dem Aufbau-Verlag 1945 zurückfordern, 
auch sei nicht ersichtlich, daß insoweit noch überhaupt eine Haftung heutzutage bestehe. Die 
Beklagte hält die Verträge für formwirksam. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die von ihnen eingereichten Schriftsätze 
und die beigefügten Unterlagen ergänzend verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

Das Gericht hat über die Klage erneut zu befinden, da die Klägerin gegen das Versäumnisurteil ; 

der Kammer vom 30. Juni 2009 form- und fristgemäß §§ 338 ff ZPO Einspruch eingelegt hat und 
die Sache dadurch in den Stand vor Erlaß des Versäumnisurteils zurückversetzt wurde. 

Die Klage ist insgesamt abzuweisen, weil der Klägerin im Ergebnis kein Anspruch auf die 
begehrten Feststellungen zusteht. Entsprechende Feststellungsansprüche folgen weder aus dem 
Gesichtspunkt einer Amtspflichtverletzung, Art. 34 GG mit § 839 BGB noch aus § 826 BGB noch 



aus dem Gesichtspunkt eines Verschuldens bei Vertragsschluß (c.i.c). Auch besteht kein 
Anspruch auf Feststellung der Nichtigkeit der im Antrag zu 4) genannten Verträge. 

Vorliegend ist bereits fraglich, ob die Klägerin überhaupt wirksam Klage erheben konnte. Die 
Klägerin trägt unter Berufung auf Entscheidungen des Bundesgerichtshofes einerseits vor, 1991 / 
1992 sei eine nicht bestehende Hülle, eine Scheingesellschaft, veräußert worden, eine Identität 
zum 1945 gegründeten Verlag habe ebenso weinig bestanden, wie eine zu veräußernde 
Gesellschaft überhaupt. Andererseits beruft sie sich jedoch darauf, daß sie durch Nachgründung 
und Eintragung ins Handelsregister am 6. August 1992 als fehlerhafte Gesellschaft entstanden 
sei. Im Hinblick darauf, daß sich widersprechende Entscheidungen bei der Behandlung der 
Parteifähigkeit der Klägerin vorliegen (nämlich die Entscheidung des LG Hamburg und die des 
Land- und Oberlandesgerichtes Frankfurt) ist diese Frage durchaus klärungsbedürftig, zumal die 
Beklagte im zuletzt genannten Verfahren die fehlende Parteifähigkeit als dortige Streithelferin nicht 
rügen durfte. Im Hinblick auf die tatsächlich im Jahr 1992 erfolgte Eintragung der Klägerin ist 
jedoch jedenfalls eine im Rechtsverkehr auftretende Gesellschaft vorhanden, insoweit ist im 
Hinblick auf die vorhandenen Registerund das tatsächlich betriebene Insolvenzverfahren von 
einer Rechtspersönlichkeit und damit von einer Parteifähigkeit der Klägerin auszugehen. 

Es spricht vorliegend bereits einiges dafür, daß die Klage bereits unzulässig ist, weil der Klägerin 
das erforderliche Feststellüngsinteresse im Sinne des § 253 ZPO fehlen dürfte. Denn eine 
Feststellungsklage ist nur dann zulässig, wenn nicht Leistungsklage erhoben werden kann, da die 
Feststellungsklage subsidiär ist. Insoweit spricht vorliegend im Hinblick auf die Bezifferung des 
behaupteten Schadens in der Anlage K 36 bereits das eigene vorgerichtliche Verhalten der 
Klägerin dafür, daß tatsächlich Leistungsklage erhoben werden kann. Warum erst nach Abschluß 
des Insolvenzverfahrens eine Bezifferung des Schadens möglich sein soll, ist weder hinreichend 
dargetan noch ersichtlich. Insoweit kann aber fetztlich zu Gunsten der Klägerin ein 
Feststellüngsinteresse unterstellt werden, weil eine Feststellungsklage jedenfalls unbegründet ist. 

Der Klägerin steht kein Anspruch gegen die Beklagte gemäß Artikel 34 GG in Verbindung mit 
§ 839 BGB wegen einer Verletzung von Amtspflichten durch die Beklagte auf die bergehrten 
Feststellungen zu. Bei der Privatisierung der Vermögenswerte aus dem Beitrittsgebiet ist die 
Beklagte nämlich nicht in Ausübung eines öffentlichen Amtes tätig geworden. Der Beklagten oblag 
es zum einen, die im Volkseigentum befindlichen Vermögenswerte zu privatisieren, im übrigen war 
sie Treuhänderin des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der DRR entsprechend 
§ 20 a / 20 b PartG DDR a. F.. Bei der Privatisierung traf die Beklagte keinerlei Feststellungen 
darüber, welche Vermögensgegenstände Volkseigentum waren, vielmehr wurde sie gemäß § 1 
Absatz 4 TreuhG unmittelbar Inhaberin der Gesellschaftsanteile der durch Umwandlung nach § 11 



TreuhG entstandenen Kapitalgesellschaften. Da der Aufbau-Verlag wie auch der Rotten & 
Loening Verlag als Volkseigentum eingetragen waren, konnte damit die Beklagte - ohne daß 
Amtspflichten berührt worden wären - von einem entsprechenden Privatisierungsfall ausgehen. 
Insofern hat sie bei der nachfolgenden Privatisierung entsprechend der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes gerade nicht hoheitlich gehandelt (vgl. BGH III ZR 90/03, v. 11.03.2004). 
Aber auch soweit aufgrund der durch die SED / PDS im Frühjahr 1990 erfolgten Übertragung die 
Frage im Raum gestanden hätte, daß die Beklagte Treuhänderin sein könnte, ist eine 
Amtspflichtverletzung nicht ersichtlich. Bei der Privatisierung hat die Beklagte im Einverständnis 
mit der Unabhängigen Kommission gehandelt, wie die umfangreichen, von der Klägerin 
eingereichten Vermerke undSchreiben zeigen. Warum die Klägerin nunmehr im Hinblick auf die 
eingereichte Korrespondenz Gegeteiliges annimmt ist nicht ersichtlich. Vörden Verträgen vom 
September 1991 war auch diese einheitlich davon ausgegangen, daß entweder Volkseigentum 
oder aber Parteivermögen vorlag; dem Verkauf trat sie nicht entgegen, sondern stimmte ihm zu, 
insoweit wird auf den Vermerk vom 22. Okotber 1991, Anlage B 7, bezug genommen. Danach 
sollte nur geklärt werden, wem letztlich der Erlös zustand, dies ergibt sich eindeutig auch aus den 
weiteren oben aufgeführten Vermerken und Schreiben. Den Restitutionsantrag des Kulturbundes 
hat die Beklagte im übrigen im Vertrag ausdrücklich mitgeteilt und eine Zustimmung von diesem 
erlangt - auch wenn diese Jahre später widerrufen wurde. Eine Verletzung von Amtspflichten, die 
die Beklagte der Klägerin als vermeintlich zu privatisierendes Unternehmen gegenüber hätte 
erfüllen müssen, ist insoweit nicht ersichtlich. 

Geht man mit der Klägerin und dem Landgericht Frankfurt / Oberlandesgericht Frankfurt davon 
aus, daß ein volkseigener Aufbau Verlag trotz entsprechender Eintragung gar nicht existierte 
beziehungsweise der im VEB-Regfeter eingetragene Verlag keine Wirtschaftsgüter hatte, so lag 
im Verkauf dieser dann leeren Hülle - unabhängig von der Frage der Wirksamkeit - eine 
Privatisierung im Sinne des Treuhandgesetztes und damit zumindest ein nicht hoheitliches 
Handeln der Beklagten. Allein die Tatsache, daß die Beklagte danach Gesellschaftsanteile an die 
Erwerber veräußerte, denen wirtschaftlich kein Wert zukam, beziehungsweise die rechtlich nicht 
existierten, führt nicht zu einem Anspruch der Klägerin aus Amtshaftung. Insoweit kämen allein 
Schadensersatzansprüche der Erwerber in Betracht, über die allerdings bereits rechtskräftig 
entschieden ist. 

Aber selbst wenn hoheitliches Handeln angenommen würde, ist nicht ersichtlich, welche 
Amtspflicht die Beklagte gegenüber der Klägerin gehabt hätte und verletzt haben soll. Insoweit 
könnte allenfalls den Erwerbern und dem tatsächlichen Eigentümer des Geschäftsanteils 
gegenüber eine Amtspflicht zur Aufklärung über die rechtlichen Unwägbarkeiten und Bedenken 
bezüglich der Inhaberschaft der verkauften Gesellschaft bestanden haben, dies ist jedoch keine 
ZP550 



Pflicht die Seitens der Beklagten der Klägerin gegenüber besteht. Ganz davon abgesehen, daß 
die Beklagte, wenn überhaupt, nur leicht fahrlässig gehandelt hätte. Denn vor dem Verkauf ist 
lediglich mit der Unabhängigen Kommission darüber korrespondiert worden, wer letztlich den 
Erlös aus der Veräußerung erhalten sollte, nicht jedoch darüber, ob der 1945 gegründete Verlag 
überhaupt aus Parteivermögen in Volkseigentum überführt worden war. Insoweit hatte die 
Beklagte zu diesem frühen Zeitpunkt gar kerne Veranlassung am Volkseigentum zu zweifeln. 

Diese Bewertung ändert sich auch nicht deshalb, weil nach Erwerb der Geschäftsanteile aber vor 
dem Vertrag aus dem November 1992 im März 1992 die Unabhängige Kommission in einem 
Gespräch den zuständigen Mitarbeitern der Beklagten erklärt hatte, daß der Verlag nicht 
Parteivermögen gewesen ist und deswegen von der SED / PDS nicht habe in Volkseigentum 
übertragen werden können. Denn diese Mitteilung ließ nicht automatisch den Schluß zu, daß noch 
der Kulturbund e. V. Eigentümer ist. Auch der erst nach dem erneuten Vertragsschluß am 29. 
Dezember 1992 gefertigte Vermerk des Mitarbeiters der Unabhängigen Kommission führt insoweit 
nicht zu einem anderen Ergebnis. Denn die Äußerung des Herrn Lange, die mitteis 
handschriftlichen Vermerks vom 12. Januar 1993 auf der Anlage K 15 vom 29. Dezember 1992 
dokumentiert ist, daß der Verlag ein OEB des Kulturbundes geblieben ist, lag der Beklagten nicht 
vor und erfolgte erst nach Vertragsschluß, so daß im Rahmen des Vertragsschlusses der 
Beklagten keine Pflichtverletzung vorgeworfen werden kann. 

Aber auch im späteren Verhalten der Beklagten ab Ende 1993, als Zweifel daran aufkamen, daß 
die Vermögenswerte des 1945 gegründeten Verlags im Rahmen der 1991 /1992 geschlossenen 
Verträge wirksam übertragen worden sind, kann eine Amtspflichtverletzung der Beklagten 
gegenüber der Klägerin nicht gesehen werden. Denn die Beklagte handelt bei der Abwicklung und 
Betreuung der privatrechtlich geschlossenen Verträge nicht hoheitlich. Ein Anspruch aus § 839 
BGB scheidet schon deshalb aus. Im übrigen kann auch nicht festgestellt werden, daß die 
Beklagte zum damaligen Zeitpunkt falsche Auskünfte hinsichtlich dieser Problematik gab. Denn 
ihre Auffassung hat sie nach eingehender Prüfung der Rechtslage für gegeben gehalten. Daß zur 
gleichen Zeit der Klägerin aufgrund einer gutachtlichen Stellungnahme des Rechtsanwalts 
Schräder eine entgegenstehende Auffassung vorlag, führt nicht dazu, die von der Beklagten 
vertretene und auch den Vertretern der Klägerin gegenüber geäußerte Auffassung als 
amtspflichtwidrig einzuordnen. Zum einen gilt dies bereits wegen des rein privatrechtiichen 
Charakters des Handelns der Beklagten, zum anderen gilt dies auch, weil gar keine 
Informationspflicht mehr bestand, da der Klägerin die Problematik bekannt war und die Beklagte 
im Hinblick auf die aufgeworfene Problematik Bemühungen zur Bereinigung angeboten hat. 
Daraus ergibt sich, daß der Klägerin und ihren Vertretern durchaus bewußt war, daß die Beklagte 
zwar die Auffassung vertrat, erfüllt zu haben, gleichwohl jedoch auch die Möglichkeit, sich zu 
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täuschen, in Betracht zog, so daß schon deshalb in dem Verhalten keine Pflichtverletzung 
gesehen werden kann. Ganz davon abgesehen, daß die Erwerber im Verfahren vor dem 
Landgericht Berlin / Kammergericht, das auf Vertragserfüllung gerichtet war, gegen die Beklagte 
unterlegen waren, weil sowohl das Landgericht Berlin wie auch das Kammergericht die 
Auffassung vertreten haben, daß die Beklagte die 1991 /1992 geschlossenen Verträge erfüllt 
habe, so daß auch deshalb nicht ersichtlich ist, wo die Pflichtverletzung gelegen haben soll. 

Selbst wenn eine Amtspflichtverletzung gegenüber der Klägerin bejaht würde, so stünde dem 
Anspruch aus § 839 BGB, abgesehen von der Frage eines Mitverschüldens nach § 254 BGB, wohl 
die Regelung des § 839 Absatz 3 BGB entgegen. Denn die Klägerin wäre insoweit zunächst auf 
Ansprüche gegen ihre Gesellschafter zu verweisen. Diese hatten - wie schon die Klageerhebung 
vor dem Landgericht Berlin im Jahr 1995 zeigt - erhebliche Zweifel daran, daß die Beklagte die 
Verträge erfüllt hatte, sie also insbesondere berechtigt waren durch die erworbene Gesellschaft 
die übergebenen Vermögenswerte auszunutzen. Dies gilt jedenfalls spätestens ab Ende 1993. 
Gestatten die Gesellschafter / Geschäftsführer die Nutzung entsprechender Werte in Kenntnis der 
Problematik, insbesondere der Lizenzrechte durch ihre Gesellschaft, so haben sie der Klägerin 
den dadurch entstandenen Schaden zu ersetzen, weil ein derartiges Verhalten gesellschaftswidrig 
ist. Insoweit scheidet eine Inanspruchnahme der Beklagten aus dem Gesichtspunkt der 
Amtspflichtverletzung aus. 

Letztlich ist der Klägerin ihr eigenes Verhalten ab 1993 /1994, nämlich Lizenzrechte zu nutzen, 
die ihr nicht zustehen, als ihr bereits das Gutachten des Rechtsanwalts Schräder vorlag, als 
Mitverschulden im Sinne von § 254 BGB anzurechnen, so daß schon deshalb Ersatzansprüchen 
wegen des ganz überwiegenden eigenen Verschuldens bei der Herbeiführung des Schadens nicht 
zustehen können. Ansprüche die seit 1995 entstanden sein könnten, sind auch deshalb 
ausgeschlossen gemäß § 254 BGB, weil der geschäftsführende Gesellschafter ihrer 
Erwerbergesellschaft, Herr Lunkewitz, die Anteile am Aufbau-Verlag 1945 vom Kulturbund erwarb 
und damit spätestsens Kenntnis von der fehlenden Rechtsinhaberschaft vorlag. 

Es ist auch nicht ersichtlich, worin der Schaden der Klägerin liegen soll Die Geschäftsanteile der 
Klägerin liegen im Eigentum der Erwerber, denen Schadensersatzansprüche hätten zustehen 
können, die jedoch bereits rechtskräftig abgewiesen sind (Anlage K 33, 34). Im übrigen liegt ein 
Schaden der Klägerin nicht darin, daß sie als leere Hülle entstanden ist und ihr auch durch die 
Nachgründung nicht das Vermögen des Aufbau-Verlages 1945 / sowie des Verlages Rotten & 
Loening übertragen wurde, da insoweit ihr jedenfalls kein Anspruch auf Übertragung dieses 
Vermögens zustand, wie sie selbst sieht, da sie nur ein negatives Interesse mit ihren 
Feststellungsanträgen geltend machen will. 
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Aber selbst wenn angenommen würde, es hätte ein Anspruch wegen einer Amtspflichtverletzung 
bestanden, so wäre ein solcher jedenfalls verjährt. Die Geschäftsführung der Klägerin hatte 
spätestens ab Ende 1993 Kenntnis von der Möglichkeit, daß Vermögenswerte nicht übertragen 
worden sind. Selbst wenn erst auf den Zeitpunkt im Jahr 1995 abgestellt wird, zu dem das 
Landgericht Hamburg die Klage und Widerklage am 22. Dezember 1995 im Prozeß mit dem 
Rowohlt GmbH - 324 O 624/93 - wegen der fehlenden Existenz der Klägerin als unzulässig 
abwies, wäre ein Anspruch verjährt Denn ab diesem Zeitpunkt war ihr bekannt, daß sie offenbar 
nicht Inhaberin der Vermögenswerte geworden ist, weil sie nicht mit dem 1945 gegründeten 
Verlag identisch ist. Damit hätte ihr die Möglichkeit offen gestanden, eine Feststellungsklage zu 
erheben, was sie nicht getan hat. Mit der Kenntnis lief damit spätestens ab einer hier zu Gunsten 
der Klägerin erst im Jahr 1996 unterstellten Zustellung der Hamburger Gerichtsentscheidung die 
dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 852 BGB a. F. und lief damit im Laufe des Jahres 1999 ab. 
Ein Anspruch ist damit verjährt. Auch wenn zu Gunsten der Klägerin von einem noch späteren 
Beginn ausgegangen würde, nämlich ab dem Zeitpunkt, als das Kammergericht den 
Schadensersatzanspruch ihres Geschäftsführers gegen die Beklagte wegen der ihm durch das 
Hamburger Gericht auferlegten anteiligen Kosten zurückwies, also ab Oktober 2000, wäre 
spätesten Ende 2003 Verjährung eingetreten. Ein etwaiger Anspruch wäre damit nicht mehr 
durchsetzbar, weil die Beklagte die Einrede der Verjährung erhoben hat. 

Ansprüche der Klägerin wegen Verschuldens bei Vertragsverhandlungen sind vorliegend - wenn 
überhaupt - nur für einen ganz beschränkten Zeitraum denkbar. Da die Klägerin selbst an den 
beiden notariellen Verträgen aus dem Jahr 1991 nicht beteiligt war, sondern Objekt dieser 
Verträge war, kommt es nicht darauf an, ob im Vorfeld dieser Verträge der Beklagten der Vorwurf 
gemacht werden kann gegenüber den Erwerbern vorvertragliche Pflichten verletzt zu haben, weil 
Ansprüche der Klägerin hierauf nicht beruhen können. Soweit die Klägerin selbst Vertragspartei 
hinsichtlich des am 24. November 1992 geschlossenen notariellen Vertrages ist, können ihr 
allerdings derartige Ansprüche grundsätzlich zustehen. Vorliegend ergibt sich jedoch bis zum 
Vertragsschluß kein Anhaltspunkt dafür, daß die Beklagte vorvertragliche Pflichten verletzt hat, 
insbesondere hinsichtlich der ihr bekannten rechtlichen Situation der Klägerin / des Aufbau-
Verlages 1945. Aus den von der Klägerin selbst eingereichten Unterlagen ergibt sich, daß erst mit 
dem Vermerk des Herrn Hingst vom 29. Dezember 1992 und dem handschriftlichen Zusatz vom 
12. Januar 1993 über Äußerungen des Herrn Lang bei der unabhängigen Kommissinn die 
Erkenntnis entstand, daß der Aufbau-Verlag ein OEB des Kulturbundes ist. Kenntnis der Klägerin 
hierüber vor Vertragsschluß kann den eingereichten Unterlagen nicht entnommen werden. Mit 
dem Vermerk vom 10. Februar 1993 des Herrn Hingst der Unabhängigen Kommission bestand bei 
dieser zwar dann Kenntnis darüber, daß der Verlag ein OEB des Kulturbundes ist, die Beklagte ist 
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Jedoch nicht identisch mit der Unabhängigen Kommission und muß sich ersichtlich nicht deren 
Kenntnisse zurechnen lassen. Eine Kenntnis der Beklagten von diesen Umständen kann erst mit 
dem Telefonat vom 8. März / Schreiben vom 10. März 1993 angenommen werden. Frühestens ab 
diesem Zeitpunkt konnte damit die Beklagte ihrerseits entsprechende Informationen an die 
Klägerin weitergeben. Die Nichtweitergabe dieses Wissens kann dann als Verletzung 
nachvertraglicher Treuepflichten gewertet werden, soweit eine Aufklärungspflicht insoweit 
bestand. Spätestens Jedoch mit dem eigenen Schreiben der Klägerin vom 29. Dezember 1993 
(Anlage K 19) hatte sie Jedoch selbst vollständige Kenntnis über diese Umstände, so daß ab 
diesem Zeitpunkt durch die Nichtweitergabe, der Information ein Schaden nicht mehr entstehen 
konnte. Es kommen daher allenfalls Schadensersatzansprüche in Betracht die in der Zeit 
zwischen dem 8. /10. März 1993 und dem 28. Dezember 1993 entstanden sind. 
Schadensersatzansprüche für die Zeit ab dem 29. Dezember 1993 wegen einer Nichtweitergabe 
von Informationen sind schon deshalb ausgeschlossen, weil etwaige Schäden nicht mehr kausal 
auf der behaupteten Pflichtverletzung beruhen können, da ab diesem Zeitpunkt die Klägerin 
zumindest gleichgewichtige Kenntnisse von den rechtlichen Unsicherheiten wie die Beklagte hatte. 
Soweit die Beklagte rechtliche Folgerungen zum damaligen Zeitpunkt gezogen und der Klägerin 
bekannt gegeben hat, die sich im Verlauf des Geschehens als fehlerhaft herausgestellt haben 
oder die Jedenfalls im vorliegenden Verfahren als unzutreffend zu behandeln sind, so können 
Ansprüche hierauf nicht gestützt werden. Denn die rechtliche Bewertung der Situation ist eine 
eigene Obliegenheit der Klägerin. Im übrigen ist aber vorliegend eine nachvertragliche 
Informationspflichtverletzung durch die Klägerin auch nicht erkennbar. Aus den Vermerken vom 
29. Dezember 1992,10. Januar und 10. Februar 1992 (Anlagen K 15, K 16) sowie der 
Telefonnotiz vom 8. März und dem Anschreiben vom 10. März 1993 (Anlagen K17, K 18) ergibt 
sich nämlich, daß vorliegend aufgrund der Information nicht der Rückschluß gezogen wurde, die 
Klägerin sei eine nicht existente Scheingesellschaft zum Zeitpunkt ihrer Veräußerung gewesen, 
sondern daß sie ein OEB des Kulturbundes Volkseigentum gewesen sei (Vermerk vom 10. 
Februar 1993, Seite 2 vortetzer Absatz), denn der Verkaufserlös sollte nach diesem Vermerk für 
das Sondervermögen (Anwendungsbereich §§ 20a, 20b PartG-DDR) in Anspruch genommen 
werden. Da danach auch aufgrund dieser Kenntnisse offensichtlich nicht die Schlußfolgerung 
gezogen wurde, daß der Aufbau-Verlag 1945 nicht identisch mit der Klägerin ist, bestand auch 
keine nachvertragliche Aufklärungspflicht, die verletzt worden sein könnte. 

Aber selbst wenn eine Verletzung einer nachvertragliche Aufklärungspflicht angenommen würde, 
so kämen hiernach zwargrundsätzlich Ansprüche der Klägerin für den Zeitraum März bis 
Dezember 1993 in Betracht, daß solche aber überhaupt entstanden wären ist Jedoch in keinster 
Weise substantiiert dargetan. Ansprüche gegen den Aufbau-Verlag 1945 wegen der Plusauflagen, 
die in dieser Zeit gegenüber der Klägerin tatsächlich erhoben wurden, für die ihre Haftung gemäß 
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§ 25 HGB in dieser Zeit angenommen wurde und für die die Beklagte die Klägerin nicht 
entsprechend der Regelungen aus dem notariellen Vertrag vom November 1992 letztendlich 
freigestellt hat, sind nicht vorgetragen. Weitere Schadensersatzansprüche aufgrund von 
Handlungen der Klägerin in dieser Zeit von März bis Dezember 1993, die dadurch entstanden 
sind, weil sie zu Unrecht als der Aufbau-Verlag 1945 aufgetreten ist und die bislang nicht geltend 
gemacht wurden - und somit vom Feststellungsbegehren umfaßt sein könnten - sind gegenüber 
der Klägerin jedenfalls verjährt. Soweit sie sich heute noch derartigen Ansprüchen ausgesetzt 
sehen würde, so müßte sie die Einrede der Verjährung erheben, weil sie einen Regreß gegenüber 
der Beklagten nur dann erheben könnte, wenn sie diese Ansprüche nicht abwehren kann. Erhebt 
sie eine entsprechende Einrede nicht, so sind Ersatzansprüche ausgeschlossen, weil sie dann 
eigene Obliegenheiten verletzt und der Gedanke des § 254 BGB Anwendung fände. Es ist also 
bislang nicht ersichtlich, daß überhaupt Ersatzansprüche der Klägerin in dieser Zeit entstanden 
sind beziehungsweise heute noch durchsetzbar wären. 

Letztlich zeigt auch das eigene Verhalten der Klägerin nach ihrem Schreiben vom 29. Dezember 
1993, daß eine Information der Beklagten über den Umstand, daß ihr seit März 1993 bekannt war, 
daß der Aufbau-Verlag ein OEB des Kulturbundes war, bei ihr keine Verhaltensänderung bewirkt 
hätte. Denn die Klägerin hat nach Kenntnis dieser Umstände die Geschäfte des Aufbauverlages 
genau so weitergeführt bis zu den Entscheidungen im 2004 begonnenen Verfahren vor dem 
Landgericht Frankfurt am Main. Denn erst nach dem Beschluß des BGH vom 3. März 2008 hat die 
Klägerin Insolvenz angemeldet. Bis zu diesem Zeitpunkt hat sie die Rechte des Aufbau-Verlages 
1945 verwertet, obwohl ihr bereits seit spätestens 1994 und danach aufgrund diverser 
gerichtlicher Entscheidungen bekannt war, daß diese Rechte ihr wohl nicht zustehen dürften. Ein 
etwaiges Zurückhalten von Informationen Seitens der Beklagten ist danach nicht kausal für einen 
Schaden der aus dem eigenen Verhalten der Klägerin entstanden ist, weil die Klägerin genau 
dieses Verhalten auch in Kenntnis der Unsicherheiten fortsetzte. Insoweit kann die Klägerin auch 
nicht damit gehört werden, sie habe die Geschäfte weiterfuhren müssen um höhere Schäden 
abzuwenden, weil ihr bereits mit der Kenntnis dieser Umstände rechtliche Möglichkeiten der 
Klärung des Sachverhaltes zugeständen hätten, wie sie sie erst 2004 ergriffen hat. 

Ansprüche der Klägerin aus dem Gesichtspunkt des Verschuldens bei Vertragsverhandlungen 
wären aber, wenn denn überhaupt derartige Ansprüche angenommen würden, ebenfalls verjährt. 
Ansprüche wegen der Verletzung der Aufklärungspflichten verjährten zwar ursprünglich innerhalb 
der dreißigjährigen Frist des § 195 BGB a. F.. Mit dier Reform des Schuldrechts lief jedoch die 
neue verkürzte Verjährungsfrist von 3 Jahren, die mit Ablauf des Jahres 2004 verstrichen war. Der 
Klägerin waren insoweit die Gründe, auf die sie ihre Ansprüche jetzt stutzt bereits seit längen vor 
dem 1. Januar 2002 bekannt, wie oben ausgeführt. Es kommt deshalb nicht darauf an, daß die 
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Klägerin noch vor Ablauf des Jahres 2004 das Verfahren vor dem Landgericht Frankfurt am Main -
2-27 O 238/04 - einleitete und dort der Beklagten noch im Jahr 2004 den Streit verkündet hat. 
Denn gemäß § 204 Absatz 1 Nr. 6 BGB führt eine Streitverkündung nur dann zu einer Hemmung 
der Verjährung, wenn diese zulässig ist. Allein die Tätsache, daß die Beklagte sich auf die 
Streitverkündung eingelassen hat und am Verfahren beteiligte, genügt hier nicht, denn die 
Zulässigkeit der Streitverkündung ist erst im Folgeprozeß zu prüfen (BGH NJW 2008, 519 ff, 519). 
Eine Streitverkündung nach § 72 Absatz 1 ZPO ist nur dann zulässig, wenn die den Streit 
verkündende Partei im Falle eines ihr ungünstigen Ausganges des Rechtsstreits einen Anspruch 
auf Gewährleistung oder Schadloshaltung gegen den Dritten erheben zu können glaubt oder den 
Anspruch eines Dritten besorgt. Die Klägerin begehrte mit ihrer Klage vor dem Landgericht 
Frankfurt am Main Feststeilung zu folgenden Punkten gegenüber Herrn Lunkewitz: 
J. festzustellen, dass die Klägerin die Rechts- und Vermögensnachfolgerin der am 16. 8. 1945 vor 

dem Notar Dr. Hünnebeckin Berlin (...) gegründete Aufbau - Verlag GmbH ist, eingetragen am 20. 

10. 1945 in HRB Nr. 86 Nz beim AG Charlottenburg, umgetragen am 3. 3. 1949 nach HRB Nr. 

4001 beim Rat des Stadtbezirks Berlin - Mitte, umgetragen am 5. 4.1955 nach HRC Nr. 538 

(Register der volkseigenen Wirtschaft beim Magistrat von Groß - Berlin}, gelöscht in HRB Nr. 4001 

am 19. 4. 1955, 

2. festzustellen, dass der Beklagte nicht der Rechts - und/oder Vermögensnachfolger der am 16. 
8. 1945 vor dem Notar Dr. Hünnebeck in Berlin (...) gegründete Aufbau - Verlag GmbH ist, 
eingetragen am 20. 10. 1945 in HRB Nr. 86 Nz beim AG Charlottenburg, umgetragen am 3. 3. 
1949 nach HRB Nr. 4001 beim Rat des Stadtbezirks Berlin - Mitte, umgetragen am 5. 4. 1955 
nach HRC Nr. 538 (Register der volkseigenen Wirtschaft beim Magistrat von Groß - Berlin), 
gelöscht in HRB Nr. 4001 am 19. 4. 1955, oder eines im Wege der Rechts- und/oder 
Vermögensnachfolge nach der vorgenannten Gesellschaft entstandenen organisationseigenen 
Betriebs (OEB) Aufbau - Verlag ist, 

3. festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist der Klägerin allen Schaden zu ersetzen, der 
dieser daraus entstehen wird, dass der Beklagte sich der Rechts - und/oder 
Vermögensnachfolge der Antrag zu 1.) näher bezeichneten, am 16. 8. 1945 gegründeten Aufbau -
Verlag GmbH oder eines im Wege der Rechts- und/oder Vermögensnachfolge nach dieser 
Gesellschaft entstanden OEBaufbau - Verlag berühmt." 

Die Voraussetzungen des § 72 ZPO sind bei dieser Antragsteilung, bei der die Anträge zu 1) und 
2) letztlich auf den gleichen Gegenstand, nämlich einmal auf die positive Feststellung der 
Rechtsnachfolge der Klägerin und zum anderen auf die Verneinung der des Beklagten 
hinauslaufen, ersichtlich nicht gegeben, so daß die Streitverkündung nicht geeignet war, die 
Verjährung zu hemmen. Denn im Fall des geschehenen Unterliegens sind Ansprüche gegen die 
Beklagte, wie sie im Sinne des § 72 ZPO aufgezählt sind, nicht zu besorgen. Aus der Abweisung 
des Antrages zu 1) folgt kein Anspruch der Klägerin gegen die Beklagte, da sie - wie sie ja selbst 



einräumt - selbst keinen Anspruch gegenüber der Beklagten darauf hat, positiv das zu sein, was 
sie lediglich zu sein scheint Sie hat keinen Anspruch darauf, mit den Vermögenswerten der 
Aufbau-Verlag GmbH 1945 tatsächlich ausgestattet zu sein. Die Voraussetzungen des § 72 sind 
insoweit nicht gegeben. Soweit der Antrag zu 2) negativ beschieden wird, so folgt daraus gerade 
nicht, daß Herr Lunkewitz Rechtsnachfolger des Aufbau-Verlages 1945 ist, sondern allein, daß 
nicht festgestellt werden kann, daß er es nicht ist. Folgen daraus, daß eine entsprechende 
Feststellung nicht ergeht, die Rückgriffsansprüche im wörtlichen Sinne des § 72 ZPO der Klägerin 
gegen die Beklagte auslösen, sind hier ebenfalls nicht ersichtlich. Schließlich ist nicht ersichtlich, 
daß eine Abweisung der Feststellung der Ersatzpflicht des Herrn Lunkewitz für Schäden , die 
daraus entstehen, daß dieser sich der Rechtsinhaberschaft berühmt, Ansprüche der Klägerin im 
Sinne des § 72 ZPO auszulösen vermag. Aber auch soweit in der Rechtsprechung und Literatur 
einhellig die Auffassung vertreten wird, daß § 72 ZPO über den Wortlaut hinaus dahin auszulegen 
und anzuwenden ist, daß mit einer Streitverkündung auch die Sicherung von Ansprüchen gegen 
Dritte erfolgen kann, so gilt dies nur hinsichtlich solcher Ansprüche, die nicht kumulativ sondern 
alternativ bestehen. Anerkannt sind als Fälle wirksamer Streitverkündung nur die Fälle der 
Gewährleistung (z. B. Lieferkette), der Regressansprüche (Anspruchskette, § 426 BGB, 
Schadloshaltung, etc.) und Ansprüche aus AKematiweriiältnissen. Vorliegend ist keine dieser 
Fallgruppen gegeben. Denn vorliegend haftet die Beklagte auch im Falle der Abweisung des 
Antrages zu 3) nicht. Eine Rückgriffsmöglichkeit der Klägerin gegen die Beklagten wird nämlich 
erst durch den Widerklageantrag überhaupt begründet, denn insoweit kämen grundssätzfich bei 
einer Haftung der Klägerin gegenüber Herrn Lunkewitz Ansprüche in Betracht. Da offensichtlich . 
für die Feststellungsklage der Klägerin keine - auch bei erweiterter Auslegung des § 72 ZPO -
keine der Fallgruppen des § 72 ZPO vorlag, war die Streitverkündung unzulässig und hatte damit 
keine verjährungshemmende Wirkung. Eine verjährungshemmende Wirkung kommt der 
Streitverkündung auch nicht deshalb zu, weil im Verfahren vor dem Landgericht Fankfurt am Main 
eine Widerklage erhoben wurde. Zwar besteht nach wohl herrschender Auffassung grundsätzlich 
eine Bindungswirkung auch hinsichtlich einer Widerklageentscheidung (vgl. Stein / Jonas ZPO, 
22. Aufl. § 66 Rd.Nr.: 11), jedoch ist hier zwischen den Wirkungen der Nebenintervention / 
Streithilfe und den Voraussetzungen für eine wirksame Streitverkündung zu unterscheiden. 
Entsprechend dem Fall, daß eine Erledigung der Streitverkündung dann gegeben ist, wenn die 
Klage geändert wird und für die geänderte Klage der alte Streitverkündungsgrund nicht fortbesteht 
(vgl. Wieczorek / Schütze ZPO, 3 Aufl, § 72 Rd.Nr.: 84), in dem gegebenfalls erneut unter Angabe 
des neuen Grundes der Streit verkündet werden muß, (so wohl auch OLG Düsseldorf NJW-RR 
1997,443 f, das ausnahmsweise einen Verzicht bejaht). Hat dies auch dann erst Recht zu gelten, 
wenn ein Streitverkündungsgrund im Sinne des § 72 ZPO erst durch die Erhebung der Widerklage 
überhaupt gegeben ist. Da die Widerklage erst im August 2005 begründet wurde (Seite 11 Anlage 



K 2), war zu diesem Zeitpunkt jedenfalls bereits Verjährung gegenüber der Beklagten eingetreten, 
eine Streitverkündung im Jahr 2005 hätte die Verjährung nicht mehr hemmen können. 

Letztlich kann auch deshalb aus den oben genannten Gründen eine Hemmung der Verjährung 
durch die Streitverkündung nicht festgestellt werden, weil die Klägerin die Streitverkündungsschrift 
nicht eingereicht hat, um andere als die oben genannten Streitverkündungsgründe erkennen zu 
können. Da die Klägerin sich darauf beruft, daß durch die Streitverkündung eine Hemmung der 
Verjährung eingetreten ist, hätte es ihr oblegen entsprechend vorzutragen, was sie nicht getan 
hat, so daß vorliegend von Verjährung auszugehen ist. 

Auch etwaige Ansprüche aus § 826 BGB sind gemäß § 852 BGB a. F. verjährt. Insoweit gilt das 
oben Gesagte zum Amtshaftungsanspruch. 

Es kommt vorliegend daher nicht darauf an, daß im Rahmen des Vertrages vom November 1992 
eine abschließende Ausgleichsklausel vereinbart wurde, die auch die hier geltend gemachten 
Ansprüche umfaßt. Insoweit kommt es auch nicht darauf an, ob dieser Vertrag überhaupt wirksam 
abgeschlossen wurde und damit die Ausgleichsklausel gilt. 

Die Klage ist deshalb zu 1 a, b) aus den oben genannten Gründen abzuweisen, da Ansprüche 
jedenfalls nicht mehr durchsetzbar sind, so daß auch kein Feststellungsinteresse mehr besteht. 
Hinsichtlich der Anträge zu 2 a, b) gilt zunächst das oben Gesagte und noch Folgendes. Die 
Klägerin hat nicht dargetan, wer nach ihrer Auffassung die Vermögenswerte des Rütten & Loening 
Verlages erhalten hat, so daß hier gar nicht ersichtlich ist, daß ein den Vermögenswerten der 
Aufbau-Verlags GmbH entsprechendes Schicksal vorliegt. Soweit das Verwaltungsgericht 
festgestellt hat, daß den Erben der ursprünglichen Gesellschafter des 1936 eingezogenen 
Verlages hinsichtlich dieses eine Berechtigung zusteht, so sind damit gerade Ansprüche gegen 
die Klägerin nicht festgestellt. Denn dieser Verlag wurde ja im Jahr 1952 in den neu gegründeten 
Rütten & Loening Vertag eingebracht, hinzu kamen Beiträge der weiteren Gesellschafter, es 
kommt deshalb vorliegend nicht darauf an, daß hier der allgemeine Haftungsausschluß aus dem 
Vertrag vom November 1992 gelten würde. 

Auch der Antrag zu 3) war zurückzuweisen, weil bereits nicht ersichtlich ist, daß der 
Unternehmensteil Rütten & Loening der Klägerin an die Erben der 1936 vorhandenen 
Gesellschafter zurückzugegeben ist. Hierfür trägt die Klägerin nichts Substantiiertes vor. Allein die 
Feststellung der Berechtigung an dem 1936 eingezogenen Rütten & Loening Verlag begründet 
derartige Ansprüche gerade noch nicht. 



Auch der Feststellungsantrag zu 4) war zurückzuweisen. Die Klägerin hat schließlich auch keinen 
Anspruch auf Feststellung dahin, daß die 1991 und der 1992 geschlossenen Verträge nichtig sind 
se. es weil Beurkundungsmängel vorliegen, sei es weil Unmöglichkeit vorliegt oder aber weil eine 
wirksame Anfechtung durch die Käufer oder sie erfolgt wäre. Die Klägerin war an den Verträgen 
aus dem Jahr 1991 nicht beteiligt, eine etwaige Nichtigkeit dieser Verträge hat daher auf ihre 
Rechtsposition im vorliegenden Verfahren keinerlei Auswirkung, weil eine etwaig wirksame 
Anfechtung nur das Rechtsverhältnis zwischen Verkäuferin und Käuferin betrifft. Insoweit wäre 
zwischen diesen Parteien eine Rückabwicklung vorzunehmen. Auch dürften diese Verträge im 
Sinne des § 141 BGB durch den Vertrag aus dem November 1992 bestätigt worden sein. Zu 
diesem Zeitpunkt war den Erwerbern die Problematik der Plusauflagen (Raubdrucke) bekannt. 

Aber auch soweit die Klägerin hinsichtlich des Vertrages vom November 1992 die Feststeilung der 
Schadensersatzpflichtigkeit der Beklagten wegen Nichtigkeit begehrt, kann eine solche nicht 
erfolgen. Insoweit fehlt vorliegend das gemäß § 256 ZPO erforderliche Feststellüngsinteresse. Es 
kann hierbei offen bleiben, ob der Klägerin im Juni 2009 beziehungsweise im September 2009 
noch ein Anfechtungsrecht zustehen konnte, weil die Tatsachen, auf die ihre Anfechtungen 
gestützt werden, ihr im wesentlichen seit langem bekannt gewesen sein dürften, so daß die Frist 
des § 124 Absatz 2 BGB nicht eingehalten wurde. Da die Klägerin selbst vorträgt, daß ihr 
umfängliches Aktenmaterial aus den vorangegangenen Verfahren, insbesondere dem Verfahren 
vor dem Verwaltungsgericht, zur Verfügung stand und in diesen die Vermerke enthalten waren, auf 
die sie jetzt ihre Anfechtung stützt, liegt die Verfristung offen auf der Hand, denn die Vermerke' 
waren bekannt. Daß nunmehr erst der entsprechende Rückschluß für eine Anfechtung gezogen 
wird, genügt nicht, um die Frist zu wahren. 

Es liegt aber auch kein Anfechtungsgrund vor. Die Anfechtungen vom Juni 2009 (Anlage K122) 
und aus dem September 2009 (Anlage K 137), die sich darauf stützen, daß ihr nicht bekannt 
gegeben wurde, daß die Beklagte eine Formnichtigkeit der Verträge von 1991 wegen 
Beurkundungsmängeln annahm und daß das Grundstück Französiche Straße ihr niemals gehörte, 
wie auch, daß dieses Grundstück zum damaligen Zeitpunkt einen höheren Wert gehabt habe, als 
angenommen, sind nicht wirksam. Soweit die Klägerin als Grund aufführt, daß die Beklagte ihre 
Annahme der FormnichtJgkeit des 1991 geschlossenen Grundstückskaufvertrages wie auch des 
Geschäftsanteilskaufvertrages nicht mitteilte, so war sie an diesen Verträgen gerade nicht 
beteiligt, so daß eine etwaige fehlende Aufklärung insoweit sie in ihren Rechten nicht berührte 
Denn insoweit sind allein die Parteien der 1991 abgeschlossenen Verträge von diesem Umstand 
betroffen. Hinzu kommt, daß die beschriebene Formnichtigkeit des Grundstückskaufvertrages mit 
fehlerhaften Flurstückangaben begründet wurde (so der Vermerk der Beklagten vom 20 
November 1992, damit Tatsachen betrifft, die auch den Vertragspartnern und der Klägerin bei 



einem Blick in den Grundbuchbestand offensichtlich sein mußten, so daß insoweit eine 
Aufklärungspflicht nicht bestand. Hinsichtlich des Formmangels der fehlenden Verlesung der 
Anlagen zu den Verträgen aus dem Jahr 1991 gilt entsprechendes. Der Formmangel war aus der 
Urkunde ersichtlich, so daß eine Aufklärungspflicht nicht bestand, es handelt sich insoweit letztlich 
um eine rechtliche Bewertung der Beklagten, die ein Motiv für sie zum Neuabschluß des Vertrages 
im Jahr 1992 begründete aber keinen Offenbarungspflichtigen Wissensvorsprung. Hinsichtlich des 
Umstandes, daß die Klägerin nicht Eigentumerin des Grundstücks Französiche Straße war, so 
läßt sich den Vermerken, auf die die Anfechtung letztlich gestützt wird, nicht entnehmen, daß dies 
- über den bekannten Umstand, daß das Grundstück restitutionsbehaftet war, hinaus - bei der 
Beklagten bekannt war und daher eine Täuschung vorlag. Was die Bewertung des Grundstücks 
betrifft so führt auch der Umstand, daß die Beklagte in ihren Vermerken das Grundstück mit 
30.000.000,- DM und nicht bloß mit 17.265.000,- DM bewertet hat, nicht zu einem 
Anfechtungsrecht. Zum einen ist die Klägerin gar nicht Grundstückseigentümerin gewesen, da sie 
nicht - wie heute im vorliegenden Verfahren feststeht - der Aufbau-Verlag 1945 ist, so daß eine 
fehlerhafte Bewertung ihre Rechte nicht tangiert. Aber auch wenn darauf nicht abgestellt wird, so 
ist es Aufgabe eines Verkäufers sich selbst über den Wert der verkauften Sache zu informieren, 
die interne Bewertung der Beklagten führt deshalb nicht zu einem Anfechtungsrecht. Ganz 
abgesehen davon, daß völlig offen ist, ob das Grundstück zum damaligen Zeitpunkt tatsächlich 
30.000.000,-DM wert war oder nicht. Schließlich hatte die Klägerin das Grundstück selber für . 
20.000.000,- DM veräußert, so daß ihr sehr wohl bewußt war, daß die von der Beklagten 
erbrachten Gesamtleistungen von 17.265.000,- DM nicht dem Marktwert entsprechen dürften. 

Soweit die weiteren Vertragspartner wegen der Frage der Raubdrucke eine Anfechtung erklärt 
haben, so kann die Klägerin sich zum einen auf diese Anfechtung nicht selbst stützen, da sie 
selbst aus diesem Grund eine Anfechtung nicht fristgerecht erklärt hat. Im Übrigen ist die 
Regelung der Problematik der Raubdrucke (Plusauflage) ja gerade Gegenstand des Vertrages 
vom November 1992 gewesen. Insoweit ist aufgrund des Vermerks keine Täuschung durch die 
Beklagte über Tatsachen, die Vertragsgegenstand waren, erkennbar. Insbesondere die Frage, 
wann letztlich die Beklagte Kenntnis vom Ermittlungsverfahren wegen der Raubdrucke erhielt, 
stellt eine derartige im Sinne des § 123 BGB erforderliche Täuschung, die zur Abgabe einer ' 
Willenserklärung geführt hat, nicht dar. Allein die Tatsache, daß die Beklagte bis zum 
Vertragsschluß im 

November 1992 eine entsprechende Kenntnis bereits vor Übergabe des Verlags am 7. Oktober 
1991 verneint hat, stellt eine kausale Täuschung nicht dar, da lediglich die subjektive Seite des 
Verschweigens, nicht aber die objektiven Tatsachen der Problematik der Raubdrucke, die es ja 
gerade zu regeln galt, Gegenstand der Täuschung gewesen sein können. 



Es mag zwar so sein, daß jedenfalls Teile - wenn nicht der gesamte Vertrag vom November 1992 
(§ 139 BGB) - vorliegend gemäß § 306 BGB a. F. unwirksam ist. Insoweit ist diese Vorschrift bei 
Kaufverträgen anwendbar, soweit ein Recht bei Vertragsschluß objektiv nicht bestehen konnte 
(vgl. Paiandt- Putzo, BGB 61. Auflage § 437 RdNr. 1). Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses im 
November 1992 war die Übertragung der Geschäftsanteile der Klägerin nicht mehr möglich, da die 
Käufer diese bereits aufgrund der Nachgründungsmaßnahmen hielten. Gegen die Anwendung 
des § 306 BGB a. F. und für den von der Beklagten geltend gemachten Vorrang von § 437 BGB 
a.F. spricht, daß die Klägerin durch die Nachgründungsmaßnahmen und die Eintragung im 
Handelsregister im August beziehungsweise Oktober 1992 bereits Inhaberin der Rechte war, so 
daß das Recht objektiv bestand und nur die Beklagte als Verkäuferin nicht in der Lage war es zu 
veräußern. Insoweit wäre nicht die Nichtigkeit des Vertrages die Folge, sondern es bestünden 
Gewährleistungsansprüche der Käufer. Da aber letztlich das, was verkauft werden sollte, nämlich 
der in eine GmbH i. A. umgewandelte Aufbau-Verlag 1945 nicht existent war, kann auf die 
Nachgründung bei der Frage, ob ein Fall des § 306 BGB a. F. vorliegt, nicht abgestellt werden, so 
daß hier anfängliche Unmöglichkeit hinsichtlich des Vertragsgegenstandes anzunehmen ist. 
Letztlich kommt es vorliegend hierauf aber nicht entscheidend an, weil etwaige Ansprüche wegen 
einer Nichtigkeit des Vertrages aus dem November 1992 wegen des erhobenen 
Verjährungseinwandes nicht mehr durchsetzbar wären, so daß auch ein entsprechendes 
Feststellüngsinteresse nicht mehr besteht. Denn die Klägerin könnte bei einer Nichtigkeit des 
Vertrages nach § 306 BGB a. F. Ansprüche nur nach § 307 BGB a. F. dann geltend machen, 
wenn die Beklagte zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses den Nichtigkeitsgrund kannte oder 
kennen mußte. Nach den obigen Ausführungen kann jedenfalls für das Jahr 1992 ein Verschulden 
nicht erkannt werden: Im übrigen wären Ansprüche nach § 307 BGB a. F. verjährt, da die 
Verjährung nach altem Recht 30. Jahre betrug und mit der Schuldrechtsreform zum Januar 2002 
auf 3 Jahre verkürzt wurde. Diese waren, da die Klägerin die Nichtigkeitsgründe hinsichtlich ihrer 
Existenz bereits seit Mitte 1995 kannte jedenfalls mit Ablauf des Jahres 2004 verjährt. 

Darüber hinaus kann Schadensersatz nur insoweit verlangt werden, wie eine Beteiligung am 
Vertrag gegeben ist, also nur insoweit, wie die Klägerin Rechte und Pflichten übernommen hat. Da 
der Klägerin bereits spätestens seit Anfang 1996 bekannt war, daß Zweifel an ihrer Identität mit 
dem Aufbau-Verlag 1945 beziehungsweise mit Rütten & Loening begründet waren, hätte sie 
entsprechende im Vertrag vom November 1992 übernommene Verpflichtungen im Regreßweg 
gegen die Beklagte bereits geltend machen können. Etwaige Ansprüche sind insoweit verjährt. Es 
wird auf die obigen Ausführungen verwiesen. Soweit ihr aufgrund des Vertrages Leitungen durch 
die Beklagten hinsichtlich des Verkaufs des Grundstückes Französiche Straße zugeflossen sind, 
so ist ein Schaden nicht ersichtlich. Soweit sie nicht Eigentümerin war, so hat sie aus diesem 
Verkauf durch Erlangung des zusätzlichen Kaufpreises nur Vorteile erlangt. 
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Schl ich ist der Vertrag vom November 1992 auch nicht wegen Beurkundsmängeln nichtig 
Sowert d.e Klägerin die Nichtigkeit darauf stützt, daß die Anlagen 1 - 4 zum Vertrag nicht veriesen 
wurden, so bezieht sich der Vertrag gerade nicht auf Anlagen (vgl. Anlage B 23). Zwar wird im 
Vertrag umfangreich auf die vorangegangenen notariellen Anlagen Bezug genommen, diese sind 
jedoch nicht Anlagen zum Vertrag. Eine Formnichtigkeit des Vertrages folgt auch nicht daraus 
daß die verkauften Geschäftsanteile als solche nicht existierten. Zwar ist nach der 
Rechtsprechung des BGH eine zu Unrecht eingetragene GmbH i. A. nicht existent, dies führt dann 
aber nicht zur Formnichtigkeit des notariellen Gechäftsanteilsveräußerungsvertrages Denn die im 
Handelsregister eingetragenen Geschäftsanteile als solche sind veräußert worden, ihre inhaltliche 
Leere führt zu Gewährleistungsansprüchen oder Ansprüchen aus §§ 306, 307 BGB a F nicht 
jedoch zur Nichtigkeit des Vertrages wegen eines Beurkundungsmangels. Da Geschäftsanteile 
wirksam veräußert werden, wenn die notarielle Form gewahrt ist, § 15 Absatz 3 GmbHG und 
nach der Rechtsprechung bei form wirksamer Abtretung von GmbH-Anteilen sonstige 
Beurkundungsmängel geheilt werden, ist die Urkunde vom November 1992 nicht formnichtig. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Absatz 1 ZPO, die Vollstreckbarkeitsentseheidung auf 
§709 ZPO. 

Weihe-Gröning Schnorrenberg Gilge 


